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Freuen Sie sich in der Adventszeit auf einen
Sondernachlass von 20% auf gekennzeichnete

Herbst/Winterware. (bis 22. Dezember 2015)

* Sie parken 2 Stunden kostenlos
bei einem Einkauf ab 10 Euro

* WAGENER Geschenk Card:
teileinlösbar und wieder-

aufladbar – auch bei
unseren Partnern in der

WAGENER GALERIE

Anzeige

„Sicherheit im Tunnel hat Priorität“
Regierungspräsidium informiert im Grötzinger Rat über das Warnsystem

eki. Seit dem Ende der Sanierung des
Grötzinger Tunnels sorgen die regelmä-
ßigen Kurzzeitsperrungen für Irritatio-
nen. Sobald über die Lichtanlagen an
den Tunnelenden die Schließung ange-
zeigt wird, wählen etliche Autofahrer
die Ausweichroute über die Augusten-
straße, auf der es dann ebenfalls zu
Staus kommt. Der Grund für die tem-
porären Tunnelsperrungen sei ein in
den Richtlinien für den Bau und Be-
trieb von Tunneln gefordertes Sicher-
heitssystem, so Lars Lau.

Die Grünen hatten das Thema mit ei-
nem Antrag am Mittwochabend in die
Sitzung des Ortschaftsrats Grötzingen
gebracht, und Lau als zuständiger Bau-
leiter des Regierungspräsidiums stand
dem Gremium Rede und Antwort. „Die
beschriebene Stausituation gibt es ei-
gentlich nur beim Feierabendverkehr in
Richtung Pfinztal“, so Lau. Dann gibt
es keinen typischen Tunnelstau, son-
dern einen Rückstau von Berghausen

über die B 10 bis nach Grötzingen. Das
Sicherheitssystem funktioniert dann
folgendermaßen: Im Tunnel selbst gibt
es mehrere Zählschleifen, mit denen
Anzahl, Art und Geschwindigkeit der
im Tunnel befindlichen Fahrzeuge er-
fasst wird.

Fahren die Fahrzeuge an den Schlei-
fen langsamer als zehn Stundenkilome-
ter, wird ein Stau gemeldet, und die
Lichtanlage springt erst auf Gelb und
dann auf Rot. Erst wenn die Schleife
wieder frei und der Verkehr abgeflos-
sen ist, wird der Tunnel wieder freige-
geben. „Das ist ein Ziehharmonikaef-
fekt, der sich regelmäßig zwischen 17
und 18 Uhr einstellt und schwer zu ver-
meiden ist“, so Lau. Die negativen Ne-

beneffekte – ein längerer Rückstau und
Ausweichverkehr über die Augusten-
straße – seien bekannt, ein Abschalten
aber nicht möglich, schließlich diene
das System der Sicherheit. Und im Fall
eines Brandes müssten nicht so viele
aus dem Tunnel gerettet werden. Den
von den Grünen vorgeschlagenen Maß-
nahmen zur Entspannung der Situati-
on wie die Installation einer Zählampel
oder von Hinweisschildern erteilte Lau
aus Sicherheitsgründen eine Absage.
„Außerdem kennen die Pendler die Si-
tuation und wissen, dass es bald wei-
tergeht“, so Lau.

Die vom Ortschaftsrat geforderte Sa-
nierung und Erweiterung der Kinder-
tagesstätte „Am Kegelsgrund“ stellt

sich als problematisch dar. Das ergab
die Antwort des Hochbauamts auf eine
Anfrage der Grünen-Fraktion.

Auf dem Grundstück ist nach Ansicht
des Hochbauamts kein Platz für zu-
sätzliche Gruppenräume, und ein Er-
weiterungsbau auf dem benachbarten
städtischen Grundstück verstoße gegen
den gültigen Bebauungsplan aus dem
Jahr 1974. Eine sinnvolle energetische
Sanierung werde durch die Vorgaben
des Bebauungsplans erschwert. Statt
der geforderten Sanierung schlägt das
Hochbauamt einen Ersatzneubau an
anderer Stelle vor, allerdings könne ein
solches Projekt aufgrund personeller
Engpässe erst Anfang 2016 verfolgt
werden. Der Niddaplatz soll nach dem

Willen der Grötzinger Bürger ein bar-
rierefreier Platz der Begegnung werden
und für kulturelle Veranstaltungen ge-
nutzt werden. Das war eines von Orts-
vorsteherin Karin Eßrich präsentierten
Ergebnisse des Bürgerbeteiligungspro-
zesses „Grötzingen 2024“. Weitere
Wünsche waren die Stärkung der Mar-
ke Malerdorf, die Erstellung eines Kul-
turkonzepts, bessere Zugänge zur Pfinz
sowie ein Radwegekonzept mit Hin-
weisschildern zu Sehenswürdigkeiten
in Grötzingen.

Viel Lob gab es für die Arbeit von
Rektorin Yvonne Seiler und ihrem
Lehrkollegium an der Gemeinschafts-
schule Grötzingen. Die Schule hätte
seit dem holprigen Start als Pilotpro-
jekt und Raumproblemen eine „über-
aus positive Entwicklung“ durchge-
macht. Nun seien Kommunalpolitik
und Verwaltung gefordert, der Schule
passende Räumlichkeiten für die Wei-
terentwicklung zu stellen.

Gutscheine auf
dem Weg zu Bedürftigen

Fast 60 000 Euro Spenden für BNN-Weihnachtsaktion

pp. Die BNN-Weihnachtsaktion „Wir
helfen“ trifft auch in diesem Jahr auf
breite Unterstützung bei den BNN-Le-
sern. Bis zum gestrigen Donnerstag gin-
gen auf den Sonderkonten bei Sparkas-
se und Volksbank knapp 60 000 Euro
ein. Das Spendengeld verbleibt nur kurz
bei den Banken. Es wird rasch in Form
von zweckgebundenen Gutscheinen an
bedürftige Familien und Einzelpersonen
weitergeleitet. 300 Gutscheine hat das
„Wir helfen“-Team
bereits ausgege-
ben, weitere sind in
Vorbereitung. Das
Ziel von BNN-Ver-
leger Klaus Micha-
el Baur, der die
Schirmherrschaft
für die Spendenak-
tion übernommen
hat, ist, mit den
Spenden der BNN-
Leser möglichst
vielen Bedürftigen
eine Weihnachts-
freude zu machen.
Die Aktion wird
begleitet von sozia-
len Institutionen
wie Caritasverband Karlsruhe, Diako-
nisches Werk Karlsruhe und Sozialer
Dienst der Stadt. Diese Einrichtungen
haben die beste Übersicht, wo in der
Karlsruher Bevölkerung die Not am
größten ist.

Gespendet haben: Rainer Moser und
Beate Bestenreiner Moser, 100; Brigitte
Kerner, 30; Gustav Bantle, 50; Theodor
Hüttisch und Ingrid Benitz, 40; Hartwig
und Karin Speck, 222; Peter Kohnle,
100; Günther und Eleonore Heim, 10;
Elvira Tröndle, 30; Eva Diettrich, 50;
Rosemarie Beck, 50; Annemarie Welle,
50; Helmut und Gertraude Diesslin, 60;
Irma Kühn, 100; Dr. Werner und Dr.

Christine Lücke, 100; Ingrid Philipp,
100; Eckhard und Gerlinde Birkholz,
100; Dr. Roland Herb, 100; Elfriede
Wörner, 110; Prof. Dr. Volker und Chris-
ta Saile, 150; Elke Engesser, 150; Ger-
trud Oberwalder, 150; Eike und Dr. Ma-
ria Brüggemann, 150; Hans-Peter Greve,
200; Doris Weisshaupt, 200; Edith Walla,
200; Gisela und Hilmar Locher, 200; Dr.
Wolf-Dietrich Schwabe, 500; Dr. Wolf-
Dietrich Schwabe (Stiftung), 2000.

Weitere Spenden
kamen von Ger-
hard Deckert, 300;
Prof. Dr. Matthias
und Brigitte Ma-
ring, 100; Günter
Kammerer, 50;
Hans-Lothar Koch,
100; Brigitte Acker,
50; Reinhard En-
gelbach, 100; Man-
fred Kögel, 50; Hei-
demarie Bader,
100; Lioba Scho-
elch, 50; Werner
Dennert, 200; Mo-
nika Klipfel, 200;
Berthold Mascha,
100; Margarete

Müller, 50; Theodor und Waltraud Wei-
ler, 50; Elke Schleichert, 150.

★

Spenden für „Wir helfen“ werden vom
Finanzamt anerkannt. Bis zur Höhe von
100 Euro genügt der Einzahlungsbeleg.
Für höhere Beträge wird auf Wunsch
eine Spendenbestätigung ausgestellt.
Dazu muss der Einzahlungsbeleg mit
Namen und Adresse des Spenders verse-
hen sein. Die Namen der Spender wer-
den in der Lokalausgabe der BNN abge-
druckt. Wer keine Namensnennung
wünscht, muss dies mitteilen. Service-
Telefon 7 89 - 1 16.

Erinnerung an entwürdigende Arbeit
Areal bei ZKM und Bundesanwaltschaft heißt jetzt „Platz der Menschenrechte“

Von unserem Mitarbeiter
Ekart Kinkel

Gut zehn Jahre nachdem der „Platz der
Grundrechte“ zwischen Schlossplatz
und Zirkel seiner Bestimmung überge-
ben wurde, hat die Fächerstadt nun ei-
nen „Platz der Menschenrechte“ erhal-
ten. Der Platz umfasst das Areal zwi-
schen ZKM, Bundesanwalt-
schaft, Filmpalast und Brau-
erstraße und war bislang vor
allem durch die zahlreichen
temporären Kunstinstallatio-
nen des Medienmuseums und
als Treffpunkt für Kinogänger
bekannt. „Karlsruhe fühlt
sich der Wahrung von Grund-
und Menschenrechten beson-
ders verpflichtet“, betonte
Oberbürgermeister Frank
Mentrup gestern am interna-
tionalen Tag der Menschen-
rechte bei einer Feierstunde
mit Schildenthüllung zur offi-
ziellen Übergabe des Platzes
an die Bevölkerung.

Der Gemeinderat hatte sich
im März mit großer Mehrheit
für den geschichtsträchtigen
Standort vor dem ZKM ent-
schieden. Denn wo heute Mu-
seen und die Hochschule für
Gestaltung (HfG) zu Hause
sind, wurden im Zweiten
Weltkrieg Zwangsarbeiter in
der damaligen Deutschen
Waffen- und Munitionsfabrik
(DWM) für die Rüstungsin-

dustrie verpflichtet. Rund 600 meist aus
Osteuropa stammende Frauen fanden
bei der unmenschlichen Arbeit in Karls-
ruhe den Tod. Und noch heute erinnert
ein Schild am ZKM-Eingang an dieses
dunkle Kapitel der deutschen Geschich-
te. „Beim Kampf für die Einhaltung der
Menschenrechte bleibt es in der Stadt
glücklicherweise nicht bei der Benen-

nung von Plätzen“, verwies Mentrup auf
das rege zivilgesellschaftliche Engage-
ment mit Aktionen wie den Wochen ge-
gen Rassismus. Und im ZKM würden
neben den technologischen Entwicklun-
gen auch die gesellschaftlichen Verän-
derungen bei Ausstellungen themati-
siert und die Besucher mit einer in
Schieflage geratenen globalisierten Welt

konfrontiert. Die Bundesanwaltschaft
steht laut Mentrup wie keine andere In-
stitution in der Stadt für die Sicherung
des Rechtsstaats. Auch der neue Gene-
ralbundesanwalt Peter Frank lobte die
gute Standortwahl zwischen ZKM und
Bundesanwaltschaft und erinnerte an
die Menschenrechtsverletzungen wäh-
rend des Nationalsozialismus. „Eine

systematische Verfolgung vie-
ler dieser Straftaten wurde
aber erst in jüngerer Vergan-
genheit erreicht“, so Frank,
„und wir werden uns weiter
für die Menschenrechte ein-
setzen“.

ZKM-Vorstand Peter Weibel
erinnerte bei seiner Anspra-
che an die teilweise men-
schenunwürdigen Unterkünf-
te, in denen Flüchtlinge unter-
gebracht werden und verwies
auf das Fotoprojekt „Refugees
in a State Apartment“ des
Berliner Künstlers Jens Ull-
rich auf dem Platz der Men-
schenrechte.

„Alle Menschen sind frei“,
betonte Catherine Devaux,
Bezirkssprecherin der Men-
schenrechtsorganisation
Amnesty International, aller-
dings sei selbst ein Rechts-
staat nicht automatisch ein
dauerhafter Zustand, und die
Gesellschaft müsse sich auch
künftig für ein System zur
Wahrung der Menschenrechte
einsetzen.

DAS NEUE SCHILD am „Platz der Menschenrechte“ enthüllten ZKM-Chef Peter Weibel, OB Frank Mentrup,
Catherine Devaux von Amnesty International und Generalbundesanwalt Peter Frank (von links). Foto: jodo

Stober
will Bündnis

BNN – Der SPD-Landtagsabgeordnete
Johannes Stober macht sich in einem
Schreiben an Oberbürgermeister Frank
Mentrup (SPD) für ein Karlsruher
„Bündnis für bezahlbares Wohnen“
stark. „Wichtig ist, dass wir alle Kräfte
bündeln“, so Stober, der wohnungspoli-
tischer Sprecher seiner Landtagsfrakti-
on ist. Das gelte für die Bundes- und
Landes-, aber auch die kommunale Ebe-
ne. „Wenn Städtetag, Wohnungswirt-
schaft und Mieterbund sich alle einig
sind, dass wir in Baden-Württemberg
jährlich 60 000 neue Wohnungen brau-
chen, muss auf allen Ebenen umgehend
gehandelt werden.“ In seinem Schreiben
lobt Stober viele Aktivitäten, die die
Stadt Karlsruhe schon angegangen ist.
Besonders hebt er das Karlsruher Wohn-
raumförderungsproramm KaWoF her-
vor, das die Landeswohnraumförderung
gut ergänze, und das Programm „Wohn-
raumakquise durch Kooperation“. Er-
hebliche Probleme sieht Stober in
Karlsruhe jedoch bei der Schaffung
vielfach notwendigen neuen Baurechts
und bei der zum Teil sehr langen Dauer
bis zur Erteilung baurechtlicher Geneh-
migungen. Beispielhaft nennt er die feh-
lende Umsetzung des städtebaulichen
Rahmenplans Waldstadt-Waldlage und
die nur langsam voranschreitenden
Sportpark-Projekte in Durlach und
Daxlanden. Zudem spricht Stober in
dem Schreiben die beiden großen Lan-
desgrundstücke auf dem südlichen C-
Areal sowie an der Ecke Kußmaul-/
Nancystraße an, die das Land bereit ist,
für die Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum verbilligt zu veräußern.
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